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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
Nr. 69/74/EWG über Zollager, der Richtlinie Nr. 69/75/EWG über Freizonen 
und der Richtlinie Nr. 71/235/EWG über die üblichen Behandlungen, 
die in Zollagern und Freizonen vorgenommen werden können 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Es ist wichtig, die einheitliche Durchführung der 
gemeinsamen Vorschriften sicherzustellen, die die 
Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmoni- 
sierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über Zollager 1 ), geändert durch die Beitrittsakte 2 ), 
die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über Freizonen 3 ), geändert durch die oben ge- 
nannte Beitrittsakte, und die Richtlinie des Rates 
vom 21. Juni 1971 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die üblichen Be- 
handlungen, die in Zollagern und Freizonen vor- 
genommen werden können 4 ), enthalten, und zu die- 
sem Zweck ein gemeinsames Verfahren vorzusehen, 
das die Möglichkeit bietet, Durchführungsbestim- 
mungen innerhalb geeigneter Fristen festzulegen. Es 
ist notwendig, die Zuständigkeit des nach Artikel 26 
der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über den aktiven Veredelungsverkehr 5 ), zuletzt 
geändert durch die Richtlinie des Rates vom . . . , 
eingesetzten Ausschusses für Zollveredelungsver- 


1) Nr. 69/74/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 7 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Nr. 69/75/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 11 

4 ) Nr. 71/235/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 143 vom 29. Juni 1971, S. 28 

5) Nr. 69/73/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 1 


kehre auf die Zollager- und Freizonenverfahren und 
die darin angewendeten üblichen Behandlungen aus- 
zudehnen, um eine enge und wirksame Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission auf diesem Gebiet herzustellen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

In die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Zollager werden folgende Artikel ein- 
gefügt: 

a) „Artikel 11a 

Der gemäß Artikel 26 der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über den aktiven 
Veredelungsverkehr eingesetzte Ausschuß für 
Zollveredelungsverkehre kann alle die Anwen- 
dung dieser Richtlinie betreffenden Fragen prü- 
fen, die ihm der Vorsitzende von sich aus oder 
auf Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaates 
unterbreitet. " 

b) „ Artikel 11b 

Die zur Durchführung von Artikel 5, 6, 8 und 10 
Abs. 1 erforderlichen Vorschriften werden nach 
dem Verfahren von Artikel 28 Absätze 2 und 3 
der in Artikel 11a genannten Richtlinie des 
Rates erlassen." 

c) „Artikel 11c 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, damit die 
zuständigen Behörden die Maßnahmen, die auf- 
grund der nach dem Verfahren des Artikels 11b 
erlassenen Vorschriften vorgesehen sind, von 
dem in diesen Vorschriften festgelegten Anwen- 
dungszeitpunkt ab anwanden können." 
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Artikel 2 

In die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Freizonen werden folgende Artikel 
eingefügt: 

a) „Artikel 8 a 

Der gemäß Artikel 26 der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den 
aktiven Veredelungsverkehr eingesetzte Aus- 
schuß für Zollveredelungsverkehre kann alle die 
Anwendung dieser Richtlinie betreffenden Fragen 
prüfen, die ihm der Vorsitzende von sich aus 
oder auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
staates unterbreitet." 

b) „Artikel 8 b 

Die zur Durchführung von Artikel 5, 6 und 8 
erforderlichen Vorschriften werden nach dem 
Verfahren von Artikel 28 Absätze 2 und 3 der 
in Artikel 8 a genannten Richtlinie des Rates 
erlassen." 

c) „Artikel 8 c 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, damit die 
zuständigen Behörden die Maßnahmen, die auf- 
grund der nach dem Verfahren des Artikels 8 a 
erlassenen Vorschriften vorgesehen sind, von 
dem in diesen Vorschriften festgelegten Anwen- 
dungszeitpunkt ab anwenden können." 


Artikel 3 

In die Richtlinie des Rates vom 21. Juni 1971 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvoi- 
schriften über die üblichen Behandlungen, die in 
Zollagern und Freizonen vorgenommen werden kön- 
nen, werden folgende Artikel eingefügt: 

a) „ Artikel 5 a 

Der gemäß Artikel 26 der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften über den aktiven 
Veredelungsverkehr eingesetzte Ausschuß für 
Zollveredelungsverkehre kann alle die Anwen- 
dung dieser Richtlinie betreffenden Fragen prü- 
fen, die ihm der Vorsitzende von sich aus oder 
auf Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaates 
unterbreitet." 

b) „Artikel 5b 

Die zur Durchführung von Artikel 1 Abs. 2, Arti- 
kel 4 und 5 erforderlichen Vorschriften werden 
nach dem Verfahren von Artikel 28 Absätze 2 
und 3 der in Artikel 5 a genannten Richtlinie des 
Rates erlassen." 

c) „Artikel 5 c 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, damit die 
zuständigen Behörden die Maßnahmen, die auf- 
grund der nach dem Verfahren des Artikels 5 a 
erlassenen Vorschriften vorgesehen sind, von 
dem in diesen Vorschriften festgelegten Anwen- 
dungszeitpunkt ab anwenden können." 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fr 9/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Mit der Richtlinie Nr. 69/73/EWG vom 4. März 
1969 hat der Rat einen Ausschuß für den aktiven 
Veredelungsverkehr eingesetzt, der damit beauftragt 
ist, alle die Anwendung dieser Richtlinie betreffen- 
den Fragen zu prüfen, die ihm der Vorsitzende des 
Ausschusses von sich aus oder auf Antrag des Ver- 
treters eines Mitgliedstaates unterbreitet. 

Der Vorschlag für eine Richtlinie über den passiven 
Veredelungsverkehr, der zur Zeit vom Rat geprüft 
wird, und der Vorschlag für eine Verordnung über 
den Umwandlungsverkehr, der sich ebenfalls beim 
Rat befindet, betreffen auch den Ausschuß für den 
aktiven Veredelungsverkehr, indem sie seine Zu- 
ständigkeit auf die von diesen beiden Regelungen 
behandelten Gebiete ausdehnen. 

2. Die Arbeitsweise dieses Ausschusses, der aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten besteht und in 
dem ein Vertreter der Kommission den Vorsitz 
führt, läßt eine rasche und elastische Handlungs- 
weise in den Fällen zu, in denen Unterschiede in der 
Anwendung der in dieser Richtlinie vorgesehenen 
Gurndsätze und Kriterien durch die zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten dazu führen könnten, 
die einheitlichen Auswirkungen der genannten Rege- 
lung in Frage zu stellen und damit die einheitliche 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs zu gefähr- 
den. 

Die zu treffenden Gemeinschaftsmaßnahmen werden 
von der Kommission erlassen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

Hat der Ausschuß dagegen zu den Vorschlägen für 
Maßnahmen, die ihm die Kommission unterbreitet 
hat, eine ablehnende Stellungnahme oder keine 
Stellungnahme abgegeben, so beschließt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion über die zu treffenden Maßnahmen. 

Hat der Rat binnen dreier Monate keinen Beschluß 
gefaßt, so werden die vorgeschlagenen Vorschriften 
von der Kommission erlassen. 

3. Nach diesem Verfahren konnte eine Reihe von 
Durchführungsmaßnahmen für den aktiven Verede- 


| lungsverkehr in Form von Richtlinien erlassen wer- 
den. 

4. Die bei der Anwendung der Richtlinien über 
Zollager, Freizonen sowie der Richtlinie über die 
üblichen Behandlungen gemachten Erfahrung läßt 
den Schluß zu, daß die auf diesen Gebieten erreichte 
Harmonisierung nicht in allen Fällen den Erforder- 
nissen entspricht, die sich aus dem tatsächlichen 
Bestehen des einheitlichen Zollgebiets der Gemein- 
schaft ergeben. 

Diese Richtlinien beruhen nämlich auf der Hypo- 
these, daß diese Zollverfahren entsprechend den 
Gemeinschaftsbestimmungen, die die wesentlichen 
Grundsätze der genannten Verfahren regeln, natio- 
nal verwaltet werden, ohne daß jedoch eine solche 
nationale Verwaltung unbedingt die einzig mögliche 
im Zusammenhang mit den genannten Richtlinien 
sein muß. 

5. Es wird jedoch immer dringender notwendig, 
eine Verwaltung einzuführen, die von dem tatsäch- 
lichen Bestehen des gemeinsamen Zollgebiets aus- 
geht und den Beteiligten ermöglicht, nicht nur eines 
der genannten Verfahren in einem einzigen Mit- 
gliedstaat in Anspruch nehmen zu können, sondern 
auch in den Genuß bestimmter Auswirkungen eines 
solchen Verfahrens zu kommen, wenn sie die Waren, 
die in ein Zollager oder eine Freizone verbracht 
worden waren, in einen anderen Mitgliedstaat ver- 
senden. 

Daher ist es erforderlich, in den Fällen, in denen 
Durchführungsmaßnahmen zur Gewährleistung der 
in diesen Richtlinien vorgesehenen Verwaltung er- 
forderlich sind, auf das Verfahren des Ausschusses 
zurückgreifen zu können. 

6. Infolgedessen müssen die Durchführungsmaß- 
nahmen für die Gewährleistung der erforderlichen 

| verwaltungsmäßigen Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten erlassen werden können. 

| Die Kommission hält es für wünschenswert, dieses 
Verfahren auch auf die Regelungen über die Zolla- 
ger und Freizonen in Ergänzung zu den Richtlinien 
Nr. 69/74/EWG und 69/75/EWG sowie der Richtlinie 
71 /235/EWG über die üblichen Behandlungen durch 
ähnliche Bestimmungen auszudehnen, wie sie in der 
Richtlinie 69/73/EWG zu finden sind. 
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